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Die Reise ins Ungewisse
Fluggesellschaften und SBB kurz vor den Ferien: Euro-Airport verzeichnet bereits mehr Betrieb, klassisches Interrail erlebt einen Einbruch.

Andreas Schwald

Am Samstag ist in Basel Bün-
delitag. Doch Aufbruchstim-
mung in die Sommerferien
zeigt sich erst zaghaft. Am
Euro-Airport (EAP) hat der Be-
trieb zumindest wieder zuge-
nommen, wie Flughafenspre-
cher Stefan Wyer auf Anfrage
sagt: «Weil wir wieder mehr
Passagiere haben, konnten wir
auch die französische Seite wie-
der öffnen.» Obwohl Gesell-
schaften wie Wizz Air und Tur-
kish Airlines bereits seit Juni
wieder fliegen, erwartet der
EAP den grossen Schub auf An-
fang Juli hin.

Wie viel dann aber wirklich
los sein wird, ist ungewiss. Zwar
wollte die «Basler Zeitung» ver-
gangene Woche entdeckt ha-
ben, dass auf der Website von
Easyjet bereits sehr viele Flüge
als «ausgebucht» gelten.
Diesen regelrechten Run bestä-
tigen will die Gesellschaft aber
nicht. Denn es gelten zurzeit,
wie es auf der Website ebenfalls
heisst, auch abgesagte Flüge als
«ausgebucht». Der Eindruck
auf der Website kann also trü-
gen.

ZuwenigLeute imFlieger?
Dannwird annulliert

Auf Anfrage heisst es zur Bu-
chungslage seitens Easyjet:
«Wie mitgeteilt, werden einige
Flüge wieder aufgenommen.
Wir überprüfen unseren
Sommerflugplan weiterhin
laufend und werden, wo wir
können, Änderungen vorneh-
men, um den Veränderungen
bei der Nachfrage und bei Ein-
schränkungen Rechnung zu tra-
gen.»

Tatsächlich will Easyjet ab Basel
diesen Sommer wieder rund 50
Destinationen anfliegen, aller-
dings nur ab einer gewissen Aus-
lastung der Maschinen. Wird ein
angebotener Flug also nicht aus-
reichend gebucht, wird er annul-
liert. Je voller wiederum das
Flugzeug, desto wahrscheinli-
cher ist es, dass es fliegen darf.
Easyjet teilt dazu mit: «Wir
haben weiterhin ein etabliertes
Vorgehen bei notwendigen An-
nullierungen. Sobald wir einen
Flug annullieren müssen,

werden wir die Fluggäste über
diese Annullierung und ihre
Möglichkeiten informieren.»
Sollte ein Flug annulliert wer-
den, können die betroffenen
Kunden entweder kostenlos auf
einen alternativen Flug umstei-
gen, online einen Gutschein
über den Wert ihrer Buchung er-
halten oder einen Antrag für
Rückerstattungen via ein spe-
zielles Webformular einreichen,
heisst es weiter.

Flughafensprecher Wyer er-
gänzt auf Anfrage: «Das ist der

Vorbehalt bei allen Gesellschaf-
ten. Das Buchungsverhalten
lässt sich zurzeit praktisch nicht
vorhersagen.» Auch der EAP
beobachte die Situation sehr
rege und sei mit allen Airlines
im Kontakt. Sollte es kurzfristig
zum Ansturm kommen, wird
schnell Personal aufgeboten, so
Wyer: «Wir haben zurzeit viele
Leute im Homeoffice oder auf
Kurzarbeit.»

Doch nicht nur in der Luft,
auch auf der Schiene sind Prog-
nosen schwierig zu stellen. So

geben die SBB auf Anfrage an,
dass sich noch keine «belastba-
re Angabe» zum Personenver-
kehr machen liessen, wie Spre-
cher Daniele Pallecchi sagt. Die
Lage normalisiere sich langsam
wieder, auch im internationalen
Personenverkehr. Für einen
Ausblick bis in den Herbst sei es
daher definitiv noch zu früh.

Klar ist aber, dass dieses Jahr
vor allem Punkt-zu-Punkt-Ver-
bindungen gefragt sein werden.
Klassische Interrail-Rundrei-
sen, wie sie etwa nach dem

Schulabschluss beliebt sind,
verzeichnen eine geringere
Nachfrage. Schliesslich ist ange-
sichts der international unter-
schiedlich geregelten Schutz-
massnahmen zu Corona und
den Grenzsituationen die Unsi-
cherheit für solche Unterfangen
schlicht zu hoch. Während
Tschechien etwa die Masken-
pflicht lockert, wird sie in der
Türkei forciert.

DieGesundheitskrisewird
nochanhalten

Die Tendenz zu Punkt-zu-
Punkt-Reisen kommt auch dem
Euro-Airport entgegen. «Wir
sind zuversichtlich», sagt
EAP-Sprecher Wyer. Man müs-
se aber sehen, dass die Welt
nicht nur in einer Wirtschafts-
krise stecke, sondern auch in
einer Gesundheitskrise. Letz-
tere werde sich erst beruhigen,
wenn entsprechende Massnah-
men wie ein Impfstoff verfügbar
seien.

Ein voll besetztes Flugzeug aus Vor-Coronazeiten: Dieses Bild dürfte bei einigen derzeit Unbehagen hervorrufen. Bild: Keystone

Racial Profiling beschäftigt Nationalrat
Samira Marti und Mustafa Atici fordern eine Klärung des geltenden Rechts in der Schweiz.

Anfang März gingen in Basel
rund 5000 Menschen auf die
Strasse. Sie demonstrierten
gegen Rassismus. Ausgelöst
durch den Todesfall des Afro-
amerikaners George Floyd in
den USA.

Ein Anliegen der Demons-
trantinnen und Demonstranten
ist auch das sogenannte «Racial
Profiling». Also, dass Polizistin-
nen und Polizisten Personen
aufgrund äusserer Merkmale
und Stereotypen kontrollieren.
Im vergangenen Jahr haben sich
23 Personen diesbezüglich bei
einer Anlaufstelle für Rassis-
musopfer gemeldet. Jetzt for-
dern die Baselbieter SP-Natio-
nalrätin Samira Marti und der
Basler SP-Nationalrat Mustafa
Atici den Bundesrat auf, gegen
Racial Profiling vorzugehen. Sie
haben zwei Motionen dazu ein-
gereicht.

Mustafa Atici formuliert in
seinem Vorstoss klare Forderun-
gen an den Bundesrat: die Schaf-
fung einer unabhängigen
Schlichtungsstelle, bei der
Betroffene von Racial Profiling
Beschwerden einreichen kön-
nen. Die niederschwellige Ab-

teilung soll der Fachstelle für
Rassismusbekämpfung unter-
stellt sein. Weiter will Atici etwa
Grenzwachtkorps und kantona-
le Polizeien durch Ausbildungen
sensibilisieren. Zusammen mit
neuen Ombudsstellen auf kan-
tonaler Ebene soll die Anzahl
Racial-Profiling-Fälle innert
fünf Jahren um die Hälfte hal-
biert werden.

«DasThemahat
seineBerechtigung»

Atici, der Präsident der SP Mig-
ranten Schweiz ist, sagt: «Das
Thema ist für mich nicht neu.
Bereits vor zwei Jahren haben
wir ein Positionspapier dazu ver-
öffentlicht und Veranstaltungen
in verschiedenen Kantonen or-
ganisiert.» Die aktuelle Debatte
und die «Black Lives Mat-
ter»-Bewegung würden zeigen:
«Das Thema hat seine Berech-
tigung und wir müssen etwas
unternehmen.» Darum hat Atici
in seiner Motion konkrete Mass-
nahmen formuliert.

Seine Ratskollegin Samira
Marti konzentriert sich in ihrem
Vorstoss auf die Rechtsgrundla-
ge: Der Bundesrat soll sich für

«die effektive Durchsetzung des
Verbots von Racial und Ethnic
Profiling und die Stärkung des
Rechtsschutzes von Betroffe-
nen» einsetzen. Die jetzige
Rechtsgrundlage sei zu wenig
eindeutig, als dass Betroffene
gegen die Ungleichbehandlung
vorgehen könnten. «Eine poli-
zeiliche Anhaltung ist eine
Zwangsmassnahme und das Er-
scheinungsbild darf niemals al-
leiniges oder auch primär aus-
schlaggebendes Kriterium für
Polizeihandeln sein», schreibt
Marti in ihrer Motion. Vielmehr
müssten zusätzliche objektive
Faktoren wie Nähe zum Tatort,
konkrete Ähnlichkeit mit einer
gesuchten Person oder spezifi-
sche Ermittlungsergebnisse die
Kontrolle begründen können.

«Wir stehen ganz am Anfang
eines Sensibilisierungsprozes-
ses in der breiten Öffentlich-

keit», sagt Marti zur bz. Die Pro-
teste – etwa in Basel – hätten ge-
zeigt, dass junge Menschen
zusammenstehen und Druck
machen würden, «damit es end-
lich vorwärtsgeht».

Das Onlinemedium «Ba-
jour» hat beim Basler Justiz- und
Sicherheitsdepartement nach-
gefragt: «Personenkontrollen
dürfen nicht anlassfrei erfolgen,
Kontrollen ‹ins Blaue hinaus›
oder nach ‹Bauchgefühl› sind
unzulässig», sagt Sprecher To-
prak Yerguz. Die Hautfarbe kön-
ne eine Rolle spielen, dürfe aber
nie der einzige Faktor sein.

Vor fast einem Jahr ergriff
die Basler Regierung dennoch
Schritte, um die Polizistinnen
und Polizisten auf Racial Profi-
ling aufmerksam zu machen. So
wurden etwa die Lehrmittel
überarbeitet, Ethik zum Thema
in der Grundausbildung ge-
macht, Infoveranstaltungen in
Asylzentren abgehalten und
eine Forschungsgruppe der Uni-
versität Basel mit der Unter-
suchung der entsprechenden
Thematik beauftragt.

Silvana Schreier

Stadtterminal k0mmt
frühestens 2023
Verspätungen Das Freizeitan-
lageprojekt Stadtterminal auf
dem Erlenmatt-Areal kommt
frühestens in drei Jahren. Die-
sen Termin nennt die Regierung
nun erstmals in der Antwort auf
eine Anfrage im Grossen Rat.
Eigentlich hätte das Stadttermi-
nal mit integrierter Trendsport-
halle bereits Ende 2018 fertig
sein sollen.

Bei der Planung wurde aller-
dings klar, dass die budgetierten
und vom Parlament bewilligten
13,65 Millionen Franken nicht
ausreichen werden. Die Gründe
für die höheren Kosten liegen
laut Regierung unter anderem in
der technisch anspruchsvollen
Statik. Der Entwurf sieht ein
wellenartiges Gebäude vor, in
dem ein Jugendcafé und Grup-
pen- sowie Lagerräume Platz
finden. Auch der Anbau an das
Tunnelbauwerk der Nordtan-
gente und die Anforderungen
seien kostenintensiver als im
Ratschlag angenommen.

EineMillionHonorar für
Projektplaner

Um das Budget einzuhalten,
wird nun nach Einsparmöglich-
keiten gesucht. Möglich wäre

etwa, dass auf gewisse Bereiche
verzichtet wird. Gleichzeitig
tönt die Regierung an, dass al-
lenfalls ein Nachtragskredit ein
Thema werden könnte.

Aktuell befindet sich das
Projekt in der Phase des Baube-
willigungsverfahrens. Die bishe-
rigen Kosten – laut Regierung
etwa eine Million Franken – sei-
en vor allem das Honorar für die
beauftragten Planer. Die Ein-
sprache einer Anwohnerin, die
zusätzlichen Lärm durch das
Stadtterminal befürchtet, wurde
mittlerweile rechtskräftig abge-
wiesen.

JungesollenVerantwortung
fürBetriebübernehmen

Für Betrieb und Unterhalt des
Stadtterminals hat das Parla-
ment jährlich 290 000 Franken
gesprochen. Für die Planung
und Umsetzung des Betriebs
wurden mehrere Organisatio-
nen eingeladen, sich mit einem
Konzept zu bewerben. Die An-
gebote sollen zusammen mit Ju-
gendlichen festgelegt und auf-
gebaut werden. Geplant ist, dass
derBetrieb ineinemhohenGrad
an Eigenständigkeit der Jugend-
lichen geführt wird. (hys)

«DasVerhal-
tenbei
Buchungen
lässt sich
zurzeit
praktischnicht
voraussagen.»
StefanWyer

Sprecher Euro-Airport
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